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Verordnung des Landratsamtes Cham über das 
Wasserschutzgebiet Eckwiese in der Gemeinde Rim-
bach, Landkreis Cham, für die öffentliche Wasser-
versorgung der Hobo-Wasser GbR, Marktplatz 2, 
93453 Neukirchen b. Hl. Blut, Landkreis Cham 

 

Kennzahl des Schutzgebiets 2110 6743 60001 

 

Das Landratsamt Cham erlässt aufgrund des § 51 Abs. 

1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 

(BGBl I S.2585), zuletzt geändert durch Art. 1 Erstes Ge-

setz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 

19.6.2020 (BGBl. I S. 1408) i.V. mit § 49 Abs. 5 und An-

lage 7 Nr. 8.4 der Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. 

April 2017 (BGBl I S. 905), zuletzt geändert durch Art. 

256 Elfte ZuständigkeitsanpassungsVO vom 19.6.2020 

(BGBl. I S. 1328), i. V. m § 11 Nr. 4 DelV vom 28. Januar 

2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch § 

14a der Verordnung vom 2. Februar 2021 (GVBl. S. 26) 

geändert worden ist, Art. 63 Abs. 1 des Bayerischen 

Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, ber. S. 130, BayRS 753-

1-U), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes 

vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) folgende Ver-

ordnung: 

§ 1 

Allgemeines 

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des 

Sektor F, des gemeindlichen Berghauses Hohenbogen 

sowie des Berggasthauses Schönblick durch die Hobo-

Wasser GbR, Marktplatz 2, 93453 Neukirchen b. Hl. Blut, 

Landkreis Cham, wird für das Quellgebiet Eckwiese in 

der Gemeinde Rimbach das in § 2 näher umschriebene 

Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die 

Anordnungen nach den §§ 3 bis 9 erlassen. Als Begüns-

tigte gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 WHG wird die Hobo-

Wasser GbR als Trägerin der Wasserversorgung be-

nannt. 

§ 2 

Schutzgebiete 

(1) Das Schutzgebiet umfasst insgesamt  

 

 2 Fassungsbereiche (Schutzzonen WI) 

 1 Engere Schutzzone (WII) und 

1 Weitere Schutzzone (WIII). 

 

(2) Die Schutzzonen WI umfassen teilweise das 

Grundstück Fl.Nr. 599, Gemarkung Hoher Bo-

gen, Gemeinde Rimbach. 

 Die Schutzzone WII umfasst teilweise die Grund-

stücke 599 und 615, Gemarkung Hoher Bogen, 

Gemeinde Rimbach. 

 Die Schutzzone WIII umfasst teilweise die 

Grundstücke 599 und 616/6, Gemarkung Hoher 

Bogen, Gemeinde Rimbach. 

 

(3) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzel-

nen Schutzzonen sind in den im Anhang (Anlage 

1) veröffentlichten Lageplan eingetragen, der 

Bestandteil dieser Verordnung ist. Die genaue 

Grenze der Schutzzone verläuft auf der jeweils 

gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, 

wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück 

schneidet, auf der der Fassung näheren Kante 

der gekennzeichneten Linie. 

 

(4) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeich-

nungen der in den Schutzgebieten gelegenen 

Grundstücke berühren die festgesetzten Gren-

zen der Schutzzonen nicht.  

 

(5) Die Fassungsbereiche sind durch eine Umzäu-

nung und die Engere und Weitere Schutzzone, 

soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter 

Weise kenntlich gemacht. 

 

§ 3 

Verbote, Beschränkungen sowie Duldungs- und 

Handlungspflichten 

(1) Es sind, unbeschadet der allgemein gelten-

den Regelungen sowie behördlicher Ent-

scheidungen gem. § 52 Abs. 1 Satz 1 

WHG, 
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 in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutz-

zone 

entspricht Zone W III W II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen 
Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen der 
Erdoberfläche, auch wenn Grundwas-
ser nicht aufgedeckt wird, vorzunehmen 
oder zu erweitern; insbesondere linien-
haft durchhaltende Geländeeinschnitte, 
Fischteiche, Rohstoffabbau, genehmi-
gungs-freie Abgrabungen gem. Art. 6 
Abs. 2 BayAbgrG 
 

verboten,  
ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemä-

ßen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
 

1.2 Wiederverfüllung von Erdaufschlüssen, 
Baugruben und Leitungsgräben  

nur zulässig 
- mit dem ursprünglichen 

Erdaushub im Zuge von Bau-
maßnahmen und 

- sofern die Bodenauflage wie-
derhergestellt wird 

verboten 

1.3 Auf- und Einbringen von Bodenmaterial 
auf oder in den Boden 

verboten, auch für genehmigungsfreie Aufschüttungen nach 
Art. 57 Abs. 1 Nr. 9 BayBo 

 

1.4 Leitungen zu verlegen oder zu erneu-
ern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) 

--- verboten 

1.5 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.6 untertägige Eingriffe in den Untergrund, 
auch unterhalb des genutzten Grund-
wasserleiters, auch wenn diese außer-
halb des Wasserschutzgebietes anset-
zen 
 

verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1 und 2) 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Befördern 
von wassergefährdenden Stoffen zu er-
richten oder zu erweitern 
 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen zu er-
richten (siehe Anlage 2, Ziff. 2) oder zu 
erweitern 
 

verboten 

2.3 Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen zu betreiben 

für alle bestehenden Anlagen: Betreiben nur zulässig bei Anzeige in-
nerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung sowie 
unter Einhaltung der Pflichten und Fristen in Anlage 2 Ziffer 2  
 

2.4 Biogasanlagen zu errichten oder zu er-
weitern1 

verboten 

2.5 Windkraftanalgen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

2.6 Anlagen zur Erdwärmenutzung zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 

2.7 Abfüllen und Lagern wassergefährden-
der Stoffe außerhalb von Anlagen nach 
§ 62 WHG (Nr. 2.2)  
(siehe Anlage 2, Ziffer 6)  

nur zulässig für die kurzfristige 
(wenige Tage) Lagerung von Stoffen 
bis Wassergefährdungsklasse 2 in 
dafür geeigneten, dichten 
Transportbehältern bis zu je 50 Liter 
und das Abfüllen (z. B. Betanken) über 
technische Schutzvorkehrungen mit 
Eignungsnachweis 
 

verboten 

                                                 
1 Gärsubstrat- und Gärrestelager sind Teil der Biogasanlage, wenn sie nach § 2 Abs. 14 AwSV im engen räumlichen und funkti-onalen Zusammen-
hang mit der Herstellungsanlage stehen. 
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2.8 sonstiger Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen außerhalb von Anlagen 
nach § 62 WHG, soweit nicht nach Nrn. 
4.9, 4.10, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6 zulässig 

nur zulässig, 
- Verwenden über flüssigkeitsun-

durchlässigen, regelmäßig durch 
Augenschein auf Unversehrtheit und 
Funktionsfähigkeit zu kontrollieren-
den, vor Witterungseinflüssen ge-
schützten Betriebsflächen (wie z. B. 
in Werkstätten), unter Bereithalten 
geeigneter Bindemittel 

- Mitführen und Verwenden der nöti-
gen Betriebsstoffe für Fahrzeuge 
und Maschinen (auf die Pflicht zur 
Gefahrenminimierung, z. B. Verwen-
dung biologisch abbaubarer Ketten-
schmieröle, wird hingewiesen),  

- Kleinmengen im Rahmen des übli-
chen privaten Hausgebrauchs 

- Winterdienst auf gewidmeten Ver-
kehrswegen 

verboten 

2.9 Abfall i. S. d. Abfallgesetze und berg-
bauliche Rückstände oder unverwert-
bare Lagerstättenanteile in Gruben, 
Brüchen und Tagebauen abzulagern 
(die Behandlung und Lagerung von Ab-
fällen fällt unter die Nrn. 2.2 und Nr. 
2.3) 

verboten 

2.10 genehmigungspflichtiger Umgang mit 
radioaktiven Stoffen im Sinne des 
Atomgesetzes und der Strahlenschutz-
verordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu er-
richten oder zu erweitern einschließlich 
Kleinkläranlagen 

verboten 

3.2 Mischwasserentlastungsbau- werke zu 
errichten oder zu erweitern 

verboten 

3.3 Trockentoiletten verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten 

3.5 Anlagen zum gezielten Einleiten von 
gesammeltem Niederschlagswasser ins 
Grundwasser oder Oberflächengewäs-
ser, einschließlich Regenklär- und Re-
genrückhaltebecken, zu errichten oder 
zu erweitern 

nur zulässig bei ausreichender 
Reinigung durch flächenhafte 
Versickerung über den bewachsenen 
Oberboden  
 
 

verboten 

3.6 Anlagen zum gezielten Einleiten von 
gereinigtem kommunalem, häuslichem 
oder gewerblichem Abwasser ins 
Grundwasser (Versickern) zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige An-
lagen zu errichten oder zu erweitern 
 

nur zulässig für Freispiegel- oder Unter-
druckleitungen zum Ableiten, des im 
Wasserschutzgebiet anfallenden Ab-
wassers (kein Durchleiten von außer-
halb des Wasserschutzgebietes ge-
sammeltem Abwasser), wenn die Dicht-
heit der Entwässerungsanlage vor Inbe-
triebnahme durch Druckprobe nachge-
wiesen und wiederkehrend alle 5 Jahre 
durch Sichtprüfung überprüft wird  
 

verboten 

3.8 Abwasseranlagen sowie Grundstück-
sentwässerungs-anlagen einschließlich 
Kleinkläranlagen zu betreiben 

nur zulässig unter Nachweis der Prüfungen gem. Anlage 2 Ziffer 4 
dieser Verordnung gegenüber dem Landratsamt. Bei zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits bestehenden Leitungen 
oder Anlagen sind die Nachweise der Prüfungen gemäß Anlage 3 
Ziffer 4 der Verordnung erstmalig innerhalb von zwei Jahren nach In-
krafttreten der Verordnung gegenüber dem Landratsamt vorzulegen. 
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4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrs-
flächen zu errichten oder zu erweitern 

bei öffentlichen Straßen 
- nur zulässig, wenn die „Richtlinien 

für bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebieten 
RiStWag)" in der jeweils geltenden 
Fassung beachtet werden und 

- wie in Zone II, jedoch Geländeein-
schnitte zulässig 

nur zulässig 
für öffentliche Feld- und 
Waldwege, beschränkt-öf-
fentliche Wege, Eigentü-
merwege und Privatwege 
ohne Geländeein-schnitte 
(außer Oberbodenabtrag 
von max. 30 cm)  
und 
bei breitflächigem Versi-
ckern 
des abfließenden Wassers 

4.2 wassergefährdende auswaschbare o-
der auslaugbare Materialien (z. B. 
Schlacke, Teer, Imprägniermittel u. Ä.) 
zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn- oder 
Wasserbau zu verwenden 

verboten 

4.3 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager 
zu errichten oder zu erweitern 

--- verboten 

4.4 Zeltplätze einzurichten oder zu erwei-
tern; Camping aller Art 
 

nur zulässig mit Abwasserentsorgung 
über eine dichte Sammelentwässerung 
unter Beachtung von Nr. 3.7 und 3.8 

verboten 

4.5 Sportanlagen zu errichten oder zu er-
weitern 
 

- nur zulässig mit Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammelent-
wässerung unter Beachtung von 
Nr. 3.7 und 3.8 

- verboten für Tontaubenschießanla-
gen und Motorsportveranstaltungen 

verboten 

4.6 Sport- und sonstige Veranstaltungen 
durchzuführen 

- nur zulässig mit ordnungsgemäßer 
Abwasserentsorgung und ausrei-
chenden, befestigten Parkplätzen 
(wie z. B. bei Sportanlagen) 

- verboten für Geländemotorsport 

verboten 

4.7 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen, 
Notabwurfplätze, militärische Anlagen 
und Übungsplätze zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.8 militärische Übungen durchzuführen nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.9 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
auf Freilandflächen, die nicht land-, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzt werden (z.B. Verkehrswege, Ra-
senflächen, Friedhöfe, Sportanlagen) 

verboten 

4.10 Düngen mit Stickstoffdüngern 
nur standort- und bedarfsgerechte Dün-
gung zulässig 

nur standort- und bedarfs-
gerechte Düngung mit Mi-
neraldünger zulässig 

4.11 Beregnung von öffentlichen Grünanla-
gen, Rasensport- und Golfplätzen 

nur zulässig nach Maßgabe der Bereg-
nungsberatung oder bis zu einer Bo-
denfeuchte von 70% der nutzbaren 
Feldkapazität 

verboten 

5. bei baulichen Anlagen  

5.1 bauliche Anlagen und zugehörige Kfz-
Stellplätze zu errichten oder zu erwei-
tern  
 

nur zulässig,  
- wenn kein häusliches oder gewerb-

liches Abwasser anfällt oder in eine 
dichte Sammelentwässerung einge-
leitet wird unter Beachtung von Nr. 
3.7  

und  
wenn die Gründungssohle maximal 

1 m unter GOK liegt 

und  
- die Schutzfunktion der Grundwas-

serüberdeckung hierdurch im We-
sentlichen erhalten bleibt 

verboten 
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5.2 Ausweisung neuer Baugebiete nur zulässig unter Beachtung von 5.1 verboten 

5.3 Stallungen zu errichten oder zu erwei-
tern2 verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von 
Jauche, Gülle, Silagesickersaft, Fest-
mist und Gärfutter(JGS-Anlagen) zu er-
richten oder zu erweitern3 

verboten 

5.5 gewässerbauliche Veränderungen vor-
zunehmen, welche Grundwasserströ-
mung und -beschaffenheit beeinflussen 
können 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, 
Gärsubstrat aus Biogasanlagen, Fest-
mistkompost  

verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organischen und 
mineralischen Stickstoffdüngern (ohne 
Nr. 6.3) 

nur zulässig entsprechend der jeweils gültigen Fassung der Dünge-
verordnung (DüV) bzw. nach dem Landesrecht vorgenommenen Ab-
weichungen. 
 

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klär-
schlamm, klärschlamm-haltigen Dünge-
mitteln, Fäkalschlamm, Kompost oder 
Bioabfällen und tierischen Nebenpro-
dukten 

verboten, ausgenommen Kompost  
- mit RAL-Prüfungszeugnis „geeignet 

für WSZ III“  
- aus der Eigenkompostierung in 

Hausgärten 
-  

verboten 

6.4 ganzjährige Bodenbedeckung durch 
Zwischen- und Hauptfrucht 

erforderlich,  
soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. 
Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winterfur-
che darf erst ab dem 01.11. erfolgen. Zwischenfrucht vor Mais oder 
Sonnenblumen darf erst ab dem 01.04. eingearbeitet werden. 
 

6.5 Lagern von Festmist, Sekundärrohstoff-
dünger oder Mineraldünger auf unbe-
festigten Flächen 

verboten,  
ausgenommen Kalkdünger; Mineral-
dünger und Schwarzkalk  
nur zulässig, sofern gegen Nieder-
schlag dicht abgedeckt 
 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von orts-
festen Anlagen  

nur zulässig in allseitig dichten 
Foliensilos bei Siliergut ohne 
Gärsafterwartung sowie Ballensilage 
 

verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- und 
Pferchtierhaltung 

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wintergatter zu er-
richten, Wildkirrungen, Aufbrechen und 
Vergraben von Wild/Wildresten 

--- verboten 

6.9 Anwendung von chemischen Pflanzen-
schutzmitteln aus Luftfahrzeugen oder 
zur Bodenentseuchung 

verboten 

6.10 Bewässerung landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzter Flächen 

nur zulässig nach Maßgabe der Bereg-
nungsberatung oder bis zu einer Bo-
denfeuchte von 70% der nutzbaren 
Feldkapazität 

verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zugehö-
rige Vorflutgräben anzulegen, zu än-
dern oder zu erneuern 

nur zulässig für Instandsetzungs- und 
Pflegemaßnahmen 

verboten 

6.12 besondere Nutzungen im Sinne von 
Anlage 2, Ziffer 7 neu anzulegen oder 
zu erweitern 

verboten 

                                                 
2 Es wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) zur Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sowie auf die entsprechenden „Technischen Regeln wassergefährdende Stoffe (TRwS) JGS-Anla-
gen“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen, die nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckage-
erkennung) und zu Betrieb und Überwachung enthalten; auf aktuellen Stand gemäß AwSV ist zu achten. Arbeitsblätter mit Muster sind bei der ALB 
Bayern e.V. erhältlich (Arbeitsblatt Nr. 10.15.04 „Lagerung von Flüssigmist", Nr. 10.15.07 „Lagerung von Festmist", Nr. 10.09.01 „Flachsilos und 
Sickersaftableitung"). 
 
3 nach §2 Abs. 13 AwSV 
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6.13
a 

Rodung 
verboten 

6.13
b 

Anlegen von Rückegassen 
nur zulässig unter Beachtung des LfU-
Merkblattes 1.2/10 „Forstwegebau und 
Holzernte im Wasserschutzgebiet“ 

nur zulässig wie in Zone 
III, 4 Wochen nach An-
zeige beim Landratsamt 
Cham 

6.13
c 

Kahlschlag oder eine in der Wirkung 
gleichkommende Maßnahme (siehe 
Anlage 2, Ziffer 8) 

nur zulässig bis 3.000 m² (ausgenom-
men bei Kalamitäten) 

nur zulässig bis 1.000 m² 
(ausgenommen bei Kala-
mitäten) 

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten 

6.15 Holzlagerplätze 
---- 

zulässig bis zu einer Lage-
rung von 100 Festmetern 
je Lagerplatz 

6.16 Befahren abseits von Wegen und Stra-
ßen ---- 

verboten, ausgenommen 
im Rahmen der forstwirt-
schaftlichen Nutzung 

6.17 Lagerung von Hackschnitzeln außer-
halb von Gebäuden 

nur zulässig für unbehandeltes Material 
und bei ständiger Abdeckung gegen 
Niederschläge 

verboten 

 

(2) In den Fassungsbereichen (Schutzzone I) sind 

sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte 

Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zu-

lässig für Handlungen im Rahmen der Wasser-

gewinnung und -ableitung durch Befugte der 

Trägerin der öffentlichen Wasserversorgung, die 

durch diese Verordnung geschützt ist, oder der 

von ihr Beauftragten. 

 

§ 4 

Befreiungen 

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Verboten 

des § 3 sowie von Duldungs- und Handlungs-

pflichten nach §§ 6, 7 und 8 gilt § 52 Abs.1 Sätze 

2 und 3 WHG.  

Das Landratsamt Cham kann danach eine Be-

freiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht ge-

fährdet wird oder überwiegende Gründe des 

Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Es hat 

eine Befreiung zu erteilen, soweit dies zur Ver-

meidung unzumutbarer Beschränkungen des Ei-

gentums erforderlich ist und hierdurch der 

Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

 

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist 

widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbe-

stimmungen verbunden werden und bedarf der 

Schriftform. 

 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt 

Cham vom Grundstückseigentümer verlangen, 

dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, 

sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbeson-

dere der Schutz der Wasserversorgung erfor-

dert. 

 

(4) Sind für die Zwecke der Wassergewinnung und 

-ableitung Befreiungen von Verboten und Be-

schränkungen des § 3 Abs. 1 und 2 bezüglich 

der Nummern 3.5 und 5.1 erforderlich, so hat die 

Trägerin der öffentlichen Wasserversorgung, die 

durch diese Verordnung geschützt ist, oder der 

von ihr Beauftragte die erforderlichen Baumaß-

nahmen und Schutzvorkehrungen frühzeitig mit 

dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. Für 

dringende Abhilfemaßnahmen in Notfällen gilt 

die Befreiung als erteilt, sofern zuständige Kreis-

verwaltungsbehörde, Wasserwirtschaftsamt und 

staatliches Gesundheitsamt verständigt sind. 

§ 5 

Beseitigung und Änderung bestehender  

Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha-

ben die Beseitigung oder Änderung von Einrich-

tungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Verordnung bestehen und deren Bestand, Er-

richtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Ver-

bote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landrat-

samtes Cham zu dulden, sofern sie nicht schon 

nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die 

Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern. 

 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 

4 WHG i.V.m. §§ 96-98 WHG und Art. 57 

BayWG Entschädigung zu leisten. 

 

§ 6 

Kennzeichnung des Schutzgebietes 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-

stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, 

dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der 

Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-

weiszeichen kenntlich gemacht werden. 

§ 7 

Kontrollmaßnahmen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha-

ben Probenahmen von im Schutzgebiet zum 

Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflanzen-

schutzmitteln durch Beauftragte des Landrats-

amtes Cham und durch Personal des Wasser-

versorgungsunternehmens zur Kontrolle der 

Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung 

zu dulden. 
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(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Ve-

getations- und Wasserproben und die hierzu not-

wendigen Verrichtungen auf den Grundstücken 

im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte der 

Trägerin der öffentlichen Wasserversorgung, die 

durch diese Verordnung geschützt ist oder des 

Landratsamtes Cham zu dulden. 

 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke 

durch Bedienstete der Trägerin der öffentlichen 

Wasserversorgung, die durch diese Verordnung 

geschützt ist, oder der von ihr Beauftragten, zur 

Wahrnehmung der gesetzlichen und bescheids-

gemäßen Pflichten zu gestatten, die hierzu erfor-

derlichen Auskünfte zu erteilen und technische 

Ermittlungen und Prüfungen zu ermöglichen. 

 

(4) Sind Aufzeichnungen nach dieser Verordnung 

vorzunehmen, sind diese auf Verlangen der Be-

günstigten und/oder dem Landratsamt Cham in-

nerhalb von 4 Wochen vorzulegen 

 

§ 8 

Entschädigung und Ausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund 

dieser Verordnung ergehende Anordnung er-

höhte Anforderungen festsetzt, die die ord-

nungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 

Nutzung einschränken oder Mehraufwendungen 

für den Bau und Betrieb land- oder forstwirt-

schaftlicher Betriebsanlagen zur Folge haben, 

ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen 

Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 

32 i.V.m. Art. 57 BayWG zu leisten. Die Höhe 

ergibt sich aus den zum Erreichen des Schutz-

zwecks tatsächlich erforderlichen Einschränkun-

gen oder Mehraufwendungen. 

 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund 

dieser Verordnung ergehende Anordnung das 

Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Be-

schränkung nicht durch eine Befreiung nach § 4 

oder andere Maßnahmen vermieden oder aus-

geglichen werden kann, ist über die Fälle des § 

5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 bis 

98 WHG und Art. 57 BayWG eine Entschädi-

gung zu leisten. 

 

§ 9 

Pflichten der Trägerin der öffentlichen Wasserver-

sorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist 

(Begünstigte) 

(1) Die Begünstigte hat den Fassungsbereich wirk-

sam gegen den Zutritt Unbefugter, gegen Zu-

fluss von Niederschlags- und Schmelzwässern 

sowie vor Beeinträchtigungen der schützenden 

Bodendecke und ggf. der Fassungsanlagen in-

folge tieferer Durchwurzelung und Windwurf zu 

schützen. Bereits vorhandene Bäume sind bo-

denschonend zu entfernen, entstandene Verlet-

zungen der Bodendecke umgehend zu behe-

ben. 

 

(2) Der Begünstigte hat bei nicht öffentlichen Stra-

ßen, Wegen und Plätzen zur Kennzeichnung die 

Hinweiszeichen auf eigene Kosten zu beschaf-

fen und an den Stellen anzubringen und zu un-

terhalten, an denen es die jeweilige Kreisverwal-

tungsbehörde anordnet. Dies gilt auch für ober-

irdische Gewässer und sonstige Stellen, an de-

nen eine Kennzeichnung erforderlich ist. 

 

(3) Der Begünstigte hat die Engere Schutzzone min-

destens vierteljährlich, die Weitere Schutzzone 

mindestens einmal pro Jahr zu begehen. Fest-

gestellte Verstöße gegen die Anordnungen der 

Schutzgebietsverordnung sind in das Betriebsta-

gebuch einzutragen und in den Jahresbericht 

nach § 5 EÜV aufzunehmen. Sofern eine Män-

gelbeseitigung in einer der Gefährdungslage 

und Zumutbarkeit angemessenen Frist nicht er-

reicht werden kann, sind das Landratsamt Cham 

und das Wasserwirtschaftsamt Regensburg zu 

verständigen. 

Das Verbot der Düngung mit Gülle, Jauche, 

Festmist, Gärresten aus Biogasanlagen und 

Festmistkompost in der Engeren Schutzzone ist 

mindestens einmal im Monat zu kontrollieren. 

Verstöße sind dem Landratsamt Cham unver-

züglich mitzuteilen.  

Die Begehungen und Kontrollen sind im Jahres-

bericht zu dokumentieren. 

 

(4) Der Begünstigte hat die Vorlage des Jahresbe-

richts vollständig und unaufgefordert vorzuneh-

men. Dies betrifft insbesondere auch die Daten 

zur Rohwasserbeschaffenheit. 

 

§10 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a und § 103 Abs.2 WHG, Art. 74 

Abs. 2 Nr.1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu fünfzig-

tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig 

 

1.  einer Beschränkung, einem Verbot oder einer 

Handlungspflicht nach § 3 Abs. 1 und 2 zuwider-

handelt oder einer Pflicht nach § 9 nicht nach-

kommt, 

2. eine im Wege einer Befreiung nach § 4 zugelas-

sene Handlung vornimmt, ohne die mit der Be-

freiung verbundenen Inhalts- und Nebenbestim-

mungen zu befolgen, 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5, 

6 und 7 nicht duldet. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-

kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 

Cham in Kraft. 

 

Cham, den 26.04.2022   Franz Löffler 

Landratsamt Cham   Landrat 
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Anlagen 1 und 2 (Bestandteile der Schutzgebietsver-

ordnung): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 2:  
Erläuterungen Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 
3, 5 und 6 

 

Die Anzeige nach 2.3 muss Angaben zum Betreiber, 

zum Standort und zur Abgrenzung der Anlage, zu den 

wassergefährdenden Stoffen, mit denen in der Anlage 

umgegangen wird, zu bauaufsichtlichen Verwendbar-

keitsnachweisen sowie zu den technischen und orga-

nisatorischen Maßnahmen, die für die Sicherheit der 

Anlage bedeutsam sind, enthalten. 

 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 

 

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe 

ist Kapitel 2 der „Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ in der 

jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 

 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (zu Nr. 2.2, 2.3 und 2.7) 

 

Im Fassungsbereich und in der Engeren Schutzzone 

sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen nach § 49 Abs. 1 AwSV nicht zulässig.  

 

In der Weiteren Schutzzone (Zonen III) sind nur zuläs-
sig:  
1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A 

bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdische Anla-
gen für aufschwimmende flüssige Stoffe (z. B. bi-
ogene Öle wie Rapsöl) gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 7 AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt 
sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt 
und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet 
sind; der Auffangraum muss das maximal in den 
Anlagen vorhandene Volumen wassergefährden-
der Stoffe aufnehmen können,  
 

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 
A und B und unterirdische Anlagen für auf-
schwimmende flüssige Stoffe (z. B. biogene Öle 
wie Rapsöl) gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, 
die doppelwandig ausgeführt und mit einem Leck-
anzeigegerät ausgerüstet sind, 
 

3. oberirdische Anlagen für feste Gemische ge-
mäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, entsprechend 
den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV. 

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüf-
pflichten gemäß AwSV sowie die Prüffristen gemäß 
Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren 
Schutzzone (Zonen III), auch für bereits bestehende 
Anlagen.  
 

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusammen-

hang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fal-

len. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten 

Haushalten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Müllton-

nen) werden keine besonderen Anforderungen ge-

stellt. 

 

3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4) 

 

Für abgelegene Anwesen nach Art. 41, Abs. 2 BayBO 

kann in der Weiteren Schutzzone III im Einzelfall auf 

Antrag im Rahmen einer Befreiung der Ausbringung 

des Gemisches aus vorbehandelten Abwassers mit 

Gülle/Jauche zugestimmt werden, wenn die dünge- 

und abfallrechtlich ordnungsgemäße Entsorgung oder 

Verwertung gesichert ist. In der Engeren Schutzzone II 

kommt eine Befreiung regelmäßig nicht in Betracht. 

 

4. Abwasseranlagen sowie Grundstücksentwässe-

rungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen zu 

betreiben (Nr. 3.8) 

 

Tabelle 1: Einzuhaltende Prüffristen 

Behandlungsanla-

gen/ 

Leitungstyp 

Prüfungsinter-

valle/Prüfungsart 

Weitere 

Schutzzone 

III  

Engere 

Schutz-

zone II 

1. Öffentliche Abwasseranlagen 

1.1  

Abwasserbehand-

lungsanlagen, Misch-

wasserentlastungs-

bauwerke, Regenklär- 

und Rückhaltebecken 

Dichtheits-

prüfung  

alle 10 

Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 3 

Jahre* 

1.2  

kommunale Abwasser-

leitungen und 

Schächte 

eingehende 

Sichtprü-

fung  

alle 5 

Jahre, 

Dichtheits-

prüfung  

alle 10 

Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 3 

Jahre* 

2. Private Abwasseranlagen 

2.1  

Abwasserleitungen 

und Schächte für 

häusliches Abwasser 

eingehende 

Sichtprü-

fung  

alle 10 

Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 5 

Jahre 

Anlage 1 (Plan zu § 2 Abs. 2):  
 
Lageplan im Maßstab 1:2.500 zur Verordnung des 
Landratsamtes Cham über das Wasserschutzgebiet 
Eckwiese im Landkreis Cham für die öffentliche Was-
serversorgung der Hobo-Wasser GbR des Marktes 
Neukirchen b. Hl. Blut, Landkreis Cham vom 
26.04.2022 

 

Cham, den 26.04.2022 

Landratsamt Cham  

Franz Löffler, Landrat 
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2.2  

Kleinkläranlagen 

Dichtheits-

prüfung 

alle 10 

Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 3 

Jahre* 

2.3  

Abwasserleitungen 

und Schächte für ge-

werbl. / industrielles 

Abwasser nach einer 

Behandlungsanlage 

eingehende 

Sichtprü-

fung  

alle 10 

Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 5 

Jahre 

2.4  

Behandlungsanlagen 

für gewerbl. / industri-

elle Abwasser, Abwas-

serleitungen und 

Schächte vor einer Be-

handlungsanlage 

Dichtheits-

prüfung 

alle 5 Jahre 

Dicht-

heitsprü-

fung 

alle 3 

Jahre 

für Druckleitungen gelten grundsätzlich hal-

bierte Prüffristen 

Nachweis der erstmaligen Prüfung nach Erlass 

dieser Verordnung innerhalb von 2 Jahren 

*Änderungsanträge können im Rahmen einer Be-

freiung befürwortet werden, wenn kein „sehr ho-

hes“ Gefährdungspotential vorliegt. Die Beurtei-

lung des Gefährdungspotentials gem. LfU-Merk-

blatt 4.3/16 durch ein hydrogeologisches Fachbüro 

ist vom Betreiber zu beauftragen und die Einstu-

fung zusammen mit einem Vorschlag für die Ver-

längerung des Prüfintervalls der KVB vorzulegen. 

5. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und 5.4) 

 

5a) Stallungen und JGS-Anlagen errichten oder erwei-

tern (zu Nr. 5.3 und 5.4)  

 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere 

DIN 1045, DIN 11622 und das DWA-Arbeitsblatt A 792, 

sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der 

Anlagen darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 

AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den ordnungsgemä-

ßen Zustand der Anlagen einschließlich der Rohrlei-

tungen vor Inbetriebnahme, nach einer Erweiterung 

(und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachver-

ständigen nach AwSV prüfen zu lassen. 

 

Eine Errichtung, wesentliche Änderung oder Erweite-

rung der Anlagen ist mindestens 6 Wochen im Voraus 

der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde mit den er-

forderlichen Antragsunterlagen anzuzeigen. Die Plan-

unterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Aus-

gleichsansprüchen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG 

auch dem Wasserversorgungsunternehmen vorzule-

gen. Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisver-

waltungsbehörde und dem Wasserversorgungsunter-

nehmen 2 Wochen vorher anzuzeigen. 

 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot 

und Harn anfallen, sind flüssigkeitsundurchlässig (Be-

ton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechneri-

sche Rissbreite 0,2 mm) auszuführen und jährlich 

durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollie-

ren. 

 

5aa) Stallungen 

 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-

lich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln auf 

Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Be-

einträchtigung des laufenden Betriebes reparierbar 

sind. 

 

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zu-

leitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Repa-

ratur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des 

laufenden Betriebes möglich ist. Dies kann durch einen 

zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Spei-

cherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden.  

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung 

aus in Zone III vorhandenen Anwesen entstehen, gel-

ten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene 

Anwesen“. 

Für Güllekeller, Güllekanäle und Rohrleitungen gelten 

die Anforderungen an JGS-Anlagen. 

 

5ab) JGS-Anlagen 

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 für 

JGS-Anlagen nur Bauprodukte, Bauarten oder Baus-

ätze verwendet werden für die die bauaufsichtlichen 

Verwendbarkeitsnachweise unter Berücksichtigung 

wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen.  

 

JGS-Lageranlagen für flüssige, allgemein wasserge-

fährdende Stoffe dürfen unabhängig vom Gesamtvolu-

men nur mit einem Leckageerkennungssystem errich-

tet und betrieben werden. 

 

JGS-Lageranlagen für feste, allgemein wassergefähr-

dende Stoffe dürfen bei Lagerhöhen über 3 m oder 

mehr als 1.000 m³ Lagervolumen nur mit einem Lecka-

geerkennungssystem errichtet und betrieben werden, 

das bei Undichtheit die Leckagen in einen dichten Be-

hälter ableitet. 

 

Die Dichtheit von JGS-Behältern sowie von Gülle- bzw. 

Jauchekanälen ist mittels Leckageerkennungssystem 

im Rahmen der Eigenüberwachung mindestens viertel-

jährlich zu kontrollieren; eine jährliche Fremdüberwa-

chung ist zu ermöglichen. Für das Leckageerken-

nungssystem ist ein bauaufsichtlicher Verwendbar-

keitsnachweis erforderlich (z. B. DIBt-Zulassung Z-

59.26). Die besonderen Bestimmungen der Zulassung 

sind zu beachten. 

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und 

aufgehenden Wänden dauerhaft dicht auszuführen 

z. B. mit Fugenbändern oder -blechen. 

Bei JGS-Anlagen im engen räumlichen und funktiona-

len Zusammenhang mit Biogasanlagen (vgl. § 2 Abs. 

14 AwSV) gelten die Anforderungen an Biogasanlagen 

in § 3 Nr. 2.4 WSG-VO zu beachten.  

 

5b) Dichtheitsprüfung für bestehende JGS-Anlagen (zu 

Nr. 5.5). 
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Für im Schutzgebiet bereits bestehende JGS-Anlagen 

gelten die Anforderungen der Ziffer 10 des DWA-Ar-

beitsblattes A 792 hinsichtlich der Dichtheitsprüfung 

unabhängig vom Anlagenvolumen, sofern keine Le-

ckageerkennung vorhanden ist. 

Die Prüfintervalle betragen: 

 Weitere Schutzzone III:  5 Jahre 

 

6. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer-

halb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 

 

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 

- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmit-

teln etc. nach den Maßgaben der Nrn. 6.1, 6.2, 

6.5 und 6.6, 

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdiens-

tes, 

- das Mitführen und Verwenden von Betriebs-

stoffen für Fahrzeuge und Maschinen, 

- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 

- Kompostierung im eigenen Garten. 

Entsprechend § 32 AwSV werden an Abfüllplätze von 

Heizölverbraucheranlagen im Sinn des § 2 Abs. 11 

AwSV über die betrieblichen Anforderungen hinaus 

keine Anforderungen gestellt.  

 

Wassergefährdende Stoffe  

Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (AwSV)“ zu beachten (abrufbar im Internet 

https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/ ) 

Für Stoffe, deren Wassergefährdungsklasse (WGK) 

nicht sicher bestimmt ist, wird WGK 3 zugrunde gelegt. 

Im Folgenden werden einige in Haushalt, Landwirt-

schaft und Industrie gebräuchliche Stoffe und deren 

Einstufung in die jeweilige Wassergefährdungsklasse 

gemäß AwSV beispielhaft aufgeführt. Ebenso sind 

viele Abfälle wassergefährdende Stoffe: 

 

WGK 1 WGK 2 WGK 3 

schwach wasserge-

fährdende Stoffe 

wassergefähr-

dende Stoffe 

stark 

was-

serge-

fähr-

dende 

Stoffe 

 

„Biodiesel“; schweres 

Heizöl 

reine Schmieröle auf Mi-

neralölbasis  

 

Ethanol (Alkohol, Brenn-

spiritus) 

 

Glykol (in Kühlmitteln) 

Essigsäure (Entkalker) 

Salzsäure 

Schwefelsäure (z.B. in 

Autobatterien) 

 

Auftausalz, Viehsalz 

 

Düngemittel wie 

 

Dieselkraftstoff;  

leichtes Heizöl 

 

Schmieröle auf Mineral-

ölbasis mit Zusätzen 

(Motorenöl, Hydrauliköl, 

Getriebeöl) 

 

Dichlormethan (in Ab-

beizmitteln) 

Formaldehyd (als Kon-

servierungsmittel in La-

cken und Klebern) 

Natriumhypochlorit 

(Chlorbleichlauge) 

Toluol, Xylol (in sog. Nit-

roverdünnern) 

 

Ottokraft-

stoffe (Ben-

zin, Super) 

Altöle 

 

einige Lö-

sungsmittel, 

z.B. 

Tetrachlo-

rethen 

(chem. Rei-

nigung), 

Trichlo-

rethen  

(zur Me-

tallentfet-

tung) 

Flüssigdünger AHL 

Ammoniumnitrat, -sulfat  

Kaliumnitrat, -sulfat  

Dicyandiamid (DIDIN) 

einige Pflanzenschutz-

mittel, z.B.  

Terbutylazin  

Bentazon  

Ethephon 

 

Quecksilber  

 

Teer (Ab-

dichtmittel) 

 

die meisten 

Pflanzen-

schutzmittel, 

z.B. 

Cypermeth-

rin  

Lindan 

Isoproturon 

 

7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt-

schaftliche, forstwirtschaftliche und          gärtneri-

sche  Nutzungen (zu Nr. 6.12) 

 

- Weinbau 

- Beerenanbau 

- Hopfenanbau 

- Tabakanbau 

- Gemüseanbau (ausgenommen Feldgemüse im 

Rahmen der üblichen Fruchtfolge) 

- Zierpflanzenanbau 

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 

- Energiepflanzenanbau, der mit einer üblichen 

ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar ist (z. 

B. Energiewälder, Kurzumtriebsplantagen mit che-

mischer Unkrautregulierung) 

 

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derarti-

ger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen 

des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei 

gleichbleibender Größe der Anbaufläche. Eine Befrei-

ungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht ins-

besondere für Kulturen, die ohne chemischen Pflan-

zenschutz und intensive Düngung betrieben werden. 

 

8. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleich-

kommende Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 

 

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle 

aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen kurz 

aufeinander folgenden Eingriffen entnommen werden, 

ohne dass bereits eine ausreichende übernehmbare 

Verjüngung vorhanden ist. Zusätzlich zum schlagartig 

einsetzenden erheblichen Nährstoffüberangebot be-

wirkt der gleichzeitige Umschlag des Bestandsklimas 

in Freiflächenbedingungen eine massive Mineralisa-

tion organischer Substanz mit schubweiser Nitrataus-

waschung ins Grundwasser. 

 

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist 

eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume 

stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls 

Freiflächenbedingungen entstehen. Kahlhiebe sind 

nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im 

Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. Erscheint im 

sachlich begründeten Einzelfall ein Kahlhieb o. ä. im 

Wasserschutzgebiet unumgänglich, so bedarf dieser 

der Befreiung durch die Kreisverwaltungsbehörde, un-

https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/
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ter der Voraussetzung, dass eine wesentliche Beein-

trächtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch 

nicht zu besorgen ist. 

 

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder 

mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchfüh-

ren, die in der Summe zu den oben genannten Freiflä-

chenbedingungen führen.  

 

Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer 

Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zu-

lässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Ver-

ordnung lediglich in der Summe überschreiten.  

Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, 

Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu verste-

hen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller 

geschädigten Bäume und daher u. U. nur durch Kahl-

schlag möglich ist.  
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Bekanntmachung des Zweckverbandes 
Jugendhaus Waldmünchen 

 
I. 

Aufgrund der §§ 16 und 17 der Verbandssatzung vom 
23.01.1980 in der Fassung vom 30.05.2000 (RABl S. 
55), zuletzt geändert mit Satzung vom 22.06.2018 
(RABl S. 72) und der Art. 41 ff des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20.06.1994 (GVBl. S. 555, ber. 
1995 S. 98), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.03.2018 (GVBl S. 145) i.V.m. Art. 63 ff der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern i.d.F. der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260) hat 
die Verbandsversammlung des „Zweckverbandes Ju-
gendhaus Waldmünchen“ in ihrer öffentlichen Sitzung 
vom 30.03.2022 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2022 beschlossen, die hiermit gemäß 
Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammen-
arbeit i.V.m. Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung be-
kannt gemacht wird: 

 

Haushaltssatzung: 
§ 1 

Der als Anlage beigeheftete Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in Ein-
nahmen und Ausgaben mit 

 
100.200 € 

 
und 

im Vermögenshaushalt in Ein-
nahmen und Ausgaben mit 

 
343.100 € 

 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
1. Verwaltungsumlage 
 Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Bedarf zur Finanzierung  von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt (Umlagesoll) wird auf  
100.000 € festgesetzt  und auf die Verbands-
mitglieder zu gleichen Teilen umgelegt. 

2. Investitionsumlage  
 Der durch Beiträge und sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Bedarf zur Finanzierung  von Ausgaben 
im Vermögenshaushalt (Umlagesoll) wird auf  
120.000 € festgesetzt  und auf die Verbands-
mitglieder zu gleichen Teilen umgelegt. 

 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 10.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 

in Kraft. 
 

II. 
Die Regierung der Oberpfalz hat als Rechtsaufsichtsbe-
hörde mit Schreiben vom 14.04.2022 Az. ROP-SG12-
1512.2-17-9-6 mitgeteilt, dass die Haushaltssatzung 
2022 keine genehmigungspflichtigen Bestandteile ent-
hält. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushalts-
satzung öffentlich zugänglich sein. Im Übrigen ist die 
Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für die Dauer ihrer 
Gültigkeit bei der Geschäftsstelle des Zweckverband Ju-
gendhaus Waldmünchen (Stadt Waldmünchen/Rathaus, 
Zimmer 17), während der allgemeinen Geschäftsstun-
den öffentlich einzusehen. 
 

Waldmünchen, 26.04.2022 
Zweckverband Jugendhaus Waldmünchen 
Markus Ackermann 
Verbandsvorsitzender 
 


